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Text 

§ 11. Kraftstoffe, Kraftstoffbehälter, Kraftstoffleitungen und Gasgeneratoren 

(1) Kraftstoffbehälter und Kraftstoffleitungen müssen betriebssicher und so angebracht sein, daß sie 
gegen Beschädigung von außen möglichst geschützt sind und daß der Kraftstoff leicht und ohne Gefahr 
eingefüllt werden kann. Kraftstoffleitungen zu Vergasern müssen, wenn der Kraftstoff nicht durch eine 
Pumpe gefördert wird, mit einer vom Lenkerplatz aus leicht zu betätigenden Absperrvorrichtung versehen 
sein. 

(2) Anlagen zur Erzeugung oder Speicherung von Kraftgas müssen betriebssicher und so angebracht 
sein, daß sie gegen Beschädigungen von außen möglichst geschützt sind. Einrichtungen dieser Anlagen, 
die Gas enthalten oder leiten, müssen dicht sein und dauernd dicht erhalten werden können. Teile, die 
hohe Temperaturen annehmen können, müssen von brennbaren Teilen des Fahrzeuges entsprechend 
isoliert sein. Absperr- und Regulierungsvorrichtungen in Gasleitungen müssen so beschaffen sein, daß gut 
zu erkennen ist, ob sie offen oder geschlossen oder ein- oder ausgeschaltet sind, und so angebracht sein, 
daß auch, wenn sie undicht werden, weder der Lenker noch beförderte Personen durch austretende Gase 
gefährdet werden können. 

(3) Für den Betrieb von Kraftfahrzeugen und Anhängern oder ihrer Einrichtungen im Großhandel 
oder Kleinverkauf feilgebotene Kraftstoffe, nicht jedoch für solche, die aus dem Bundesgebiet verbracht 
werden, dürfen Bestandteile, die die Verkehrs- und Betriebssicherheit beeinträchtigen oder die durch die 
bei der Verbrennung des Kraftstoffes entstehenden Abgase 

 1. die Luft verunreinigen können, wie zB Bleiverbindungen, Benzol oder Schwefel, oder 

 2. die übermäßige Bildung von Treibhausgasen fördern, wie zB durch übermäßigen CO2-Ausstoß, 

nicht oder nur in solcher Menge enthalten, dass eine schädliche Luftverunreinigung sowie die übermäßige 
Bildung von Treibhausgasen ausgeschlossen ist; dies gilt sinngemäß auch für Kraftstoffe, die – außer in 
Kraftstoffbehältern des Fahrzeuges (Abs. 1) – in das Bundesgebiet eingebracht werden. 
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(Anm. : Abs. 4 aufgehoben durch Art. I Z 36 BG, BGBl. Nr. 615/1977) 

(5) Den für den Betrieb von Kraftfahrzeugen und Anhängern und ihrer Einrichtungen feilgebotenen 
Kraftstoffen für Motoren mit Fremdzündung können Stoffe beigemengt werden, die geeignet sind, 
Erdölderivate als Kraftstoff zu ersetzen. Im Falle einer solchen Beimengung sind durch Verordnung nach 
den Erfordernissen der Verkehrs- und Betriebssicherheit und der Vermeidung von Luftverunreinigungen 
im Sinne des Abs. 3, nach den volkswirtschaftlichen Interessen, insbesondere der Versorgung mit 
Kraftstoffen, dem jeweiligen Stand der Technik und der Chemie entsprechend, die Art und die Menge der 
Ersatzstoffe festzusetzen. 

(6) Die Organe der Behörde oder des Bundesministers für Innovation, Mobilität und Infrastruktur 
sowie die von diesen Behörden herangezogenen Sachverständigen sind berechtigt, Kraftstoffe auf die 
Einhaltung des Abs. 3 und der aufgrund dieses Bundesgesetzes erlassenen Verordnungen zu kontrollieren 
und zu diesem Zwecke Proben in unbedingt erforderlichem Ausmaß zu entnehmen und Betriebe und 
Lagerräume zu betreten. Die Entnahme von Proben kann in Betriebsstätten und Standorten des Erzeugers, 
des Importeurs und des Beförderers, an Tankstellen sowie bei der Kontrolle von Fahrzeugen erfolgen. Die 
Probeentnahme ist, außer bei Gefahr im Verzug oder anlässlich einer Lenker- oder Fahrzeugkontrolle an 
Ort und Stelle, während der Betriebszeiten vorzunehmen. Betrifft die Probeentnahme Kraftstoffe, die 
unter zollamtlicher Überwachung stehen, so darf die Kontrolle nur bei einer Zollstelle oder anlässlich 
einer Zollamtshandlung vorgenommen werden; in Zolllagern ist, während sie für Zollamtshandlungen 
geöffnet sind, die Probeentnahme jederzeit statthaft. 

(7) Der Betriebsinhaber des beprobten Betriebes im Sinne des Abs. 6 sowie ihm zurechenbare 
Personen bzw. der Lenker des beprobten Fahrzeuges haben den Organen der zur Vollziehung 
ermächtigten Behörden sowie den von diesen herangezogenen Sachverständigen das Betreten des 
Betriebes sowie der Lagerräume bzw. des Fahrzeuges zu ermöglichen und die Entnahme der Proben zu 
dulden; weiters haben sie die notwendigen Auskünfte zu geben, notwendige Unterlagen auszufolgen und 
erforderlichenfalls Einblick in die Aufzeichnungen über den Lagerbestand sowie über die Warenein- und 
-ausgänge zu gewähren. Betriebsinhaber der zu beprobenden Betriebsstätten bzw. Fahrzeuge gemäß 
Abs. 6 haben dafür Sorge zu tragen, dass ihnen zurechenbare Personen von den Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes betreffend die Probeentnahme Kenntnis erhalten. Im Falle der Behinderung oder 
Verweigerung der Probeentnahme durch den Betriebsinhaber oder diesem zurechenbare Personen, kann 
die Probeentnahme erzwungen werden. Die Organe der Bundespolizei haben den gemäß Abs. 6 
zuständigen Behörden auf deren Ersuchen Hilfe zu leisten und die Beprobten zur Duldung der 
Probeentnahme anzuhalten. 

(8) Die entnommenen Proben sind darauf zu untersuchen, ob sie den Spezifikationen einer gemäß 
§ 26a Abs. 2 lit. c erlassenen Verordnung entsprechen; hiefür können sich die Behörden gemäß Abs. 1 
sachkundiger Personen oder Einrichtungen bedienen. 

(9) Für die entnommenen Proben gebührt keine Entschädigung. Eine für weitere Untersuchungen 
ausreichende Referenzmenge der gezogenen Probe ist im Falle des Nichtentsprechens der Probe für den 
Beprobten bis drei Monate nach der Verständigung über das Nichtentsprechen bei der Behörde gemäß 
Abs. 6 bzw. beim durch die Behörde herangezogenen Sachverständigen erhältlich. 

(10) Wenn die durch Verordnung festgelegten Verpflichtungen betreffend die Substitution von Otto- 
und Dieselkraftstoffen oder des Einsatzes von fortschrittlichen erneuerbaren Kraftstoffen oder der 
Minderung der Treibhausgasemissionen von den dazu Verpflichteten nicht erfüllt werden, haben diese 
Verpflichteten Ausgleichsbeträge zu entrichten. Diese Ausgleichsbeträge sind durch Bescheid des 
Bundesministers für Innovation, Mobilität und Infrastruktur vorzuschreiben. Die Grundlagen für die 
Berechnung der Höhe dieser Ausgleichsbeträge sind durch Verordnung des Bundesministers für 
Innovation, Mobilität und Infrastruktur festzulegen. Die Ausgleichsbeträge sind zweckgebunden für die 
Abgeltung der mit der Probeentnahme und mit der Untersuchung verbundenen Kosten gemäß Abs. 8 und 
9, sowie für den Aufwand von Projekten zur Minderung von Treibhausgasemissionen im 
Mobilitätsbereich durch den Bundesminister für Innovation, Mobilität und Infrastruktur zu verwenden. 
Die Zweckwidmung gilt auch für bereits eingehobene Ausgleichsbeträge. 
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